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Rechnungsprüfung 
– Wirtschaftsprüfung

Vereine können u.a. mit folgenden 
Prüfungen konfrontiert sein:

z ��Prüfung des Rechnungsabschlusses 
 Rechnungsprüfung 
 �Abschlussprüfung

z �Prüfung durch die Vereinsbehörde 
(Statuten)

z �Begünstigungsprüfungen 
 Spendengütesiegelprüfung 

 �Prüfung des Vorliegens der 
Voraussetzungen der Spendenab-
setzbarkeit (§ 4a-EStG-Prüfung).

Die Prüfpflicht des Rechnungsab-
schlusses eines Vereins ist abhängig 
von den in zwei aufeinander folgen-
den Jahren erzielten gewöhnlichen 
Einnahmen (siehe Tabelle).

Rechnungsprüfung
Die Rechnungsprüfung erfolgt durch 
zwei Rechnungsprüfer (Vieraugen-
prinzip), die durch die Mitglieder
versammlung oder durch das Lei-
tungsorgan des Vereins oder das 
Aufsichtsorgan des Vereins gewählt 
werden. Die Rechnungsprüfer kön-
nen Vereinsmitglieder sein, müssen 
ihre Aufgabe jedoch unabhängig er-
füllen, da sie eine Kontrollfunktion 
ausüben. Die Rechnungsprüfer müs-
sen keine zwingende fachliche Eig-
nung aufweisen, ein berufliches Na-
heverhältnis zur Tätigkeit ist jedoch 
sinnvoll. 
Die Aufgabe der Rechnungsprüfer ist 
die Prüfung der Finanzgebarung des 
Vereins. Es wird also einerseits die 

Einnahmen in zwei 
aufeinander 

folgenden Jahren

Einord-
nung Rechnungslegung Prüfung

< 1 Mio. EUR klein Einnahmen-Ausgaben-Rechnung Rechnungsprüfung

> 1 Mio. EUR mittel Jahresabschluss (Bilanz und GuV) Rechnungsprüfung

Publikumsspenden 
> 1 Mio. EUR

groß Jahresabschluss (Bilanz, GuV und Anhang) Abschlussprüfung

> 3 Mio. EUR groß Jahresabschluss (Bilanz, GuV und Anhang) Abschlussprüfung

sind i.d.R. die Aufwendungen für das 
Arbeitszimmer nicht abzugsfähig.
Umfasst eine einzige Einkunftsquelle 
mehrere Tätigkeiten, die unterschied-
lichen Berufsbildern zugeordnet wer-
den, so muss für die Abzugsfähigkeit 
anhand der jeweiligen Einkünfte be-
urteilt werden, welche Tätigkeit über-
wiegt. Werden mehrere Tätigkeiten 
ausgeübt, die nicht als einzige Ein-
kunftsquelle anzusehen sind und un-
terschiedlichen Berufsbildern zuzu-
ordnen sind, so sind die Aufwendungen 
nur bei der Tätigkeit abzugsfähig, de-
ren Mittelpunkt im Arbeitszimmer 
liegt.
Laut Erkenntnis des VwGH 
(24.06.2004, 2001/15/0052) liegt bei 
einem Konzertpianisten der Mittel-
punkt der Tätigkeit im Arbeitszim-
mer. Das Urteil ist auf reproduzieren-
de Künstler anwendbar. Die steuer

liche Absetzbarkeit des Arbeitszimmers 
und der damit in Zusammenhang 
stehenden Ausgaben ist daher gege-
ben. 
Liegen die Voraussetzungen für die 
steuerliche Anerkennung eines Ar-
beitszimmers vor, so schadet die Mit-
benutzung des Arbeitszimmers für 
andere berufliche bzw. betriebliche 
Tätigkeiten nicht. Der VwGH führt 
in seinem Erkenntnis 2010/15/0124 
aus, dass gemäß § 20 Abs. 1 Z 2 lit. d 
EStG Aufwendungen für ein im Woh-
nungsverband gelegenes Arbeitszim-
mers nur dann steuerlich abzugsfähig 
sind, wenn das Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betriebli-
chen bzw. beruflichen Tätigkeit des 
Steuerpflichtigen darstellt. Im gegen-
ständlichen Urteil nutzte ein Univer-
sitätsprofessor im Bereich der Musik 
mehrere Räumlichkeiten in seinem 

Haus für seine selbstständige Tätigkeit 
als Komponist und machte die dafür 
anfallenden Kosten steuerlich geltend. 
Neben der Komponistentätigkeit be-
zog der Universitätsprofessor Einkünf-
te aus einem Dienstverhältnis mit der 
Universität. Die Aufwendungen für 
das Arbeitszimmer sind in voller Höhe 
steuerlich anzuerkennen und nicht nur 
ein Anteil im Verhältnis der Einnah-
men aus selbstständiger Arbeit zu den 
Einnahmen aus dem Dienstverhältnis.
Neben den Einrichtungsgegenstän-
den des Arbeitszimmers (Tische, 
Stühle, Lampen und Ähnliches) kön-
nen auch Aufwendungen für Miet-
kosten, Betriebskosten, anteilige Fi-
nanzierungskosten und Ähnliches (im 
Verhältnis der Nutzfläche des Arbeits-
zimmers zur Gesamtnutzfläche der 
Wohnung) steuerlich geltend gemacht 
werden. � n
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Ordnungsmäßigkeit der Rechnungs-
legung sowie andererseits die statu-
tengemäße Verwendung der Mittel 
überprüft („Gebarungsprüfung“), 
wobei das Leitungsorgan den Rech-
nungsprüfern die erforderlichen Aus-
künfte erteilen muss. Die Rechnungs-
prüfer erstellen nach Abschluss der 
Prüfung einen Prüfbericht, der die 
folgenden Prüfergebnisse aufzeigen 
kann:
z ��Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit 

der Rechnungslegung und statuten-
gemäßen Verwendung der Mittel

z ��Aufzeigen von festgestellten 
Gebarungsmängeln

z ��Aufzeigen von Gefahren für den 
Bestand des Vereins

z ��Bericht über außerordentliche 
Umstände (ungewöhnliche Einnah-
men/Ausgaben, In-sich-Geschäfte)

Grundsätzlich erfolgt der Bericht  
der Rechnungsprüfer nur an das 
Aufsichtsorgan und/oder das Lei-
tungsorgan. Bei beharrlichen und 
schwerwiegenden Verstößen des Lei-
tungsorgans gegen die Rechnungs
legungspflichten kann der Rech-

nungsprüfer verlangen, dass das 
Leitungsorgan eine Mitgliederver-
sammlung einberuft. Beruft das Lei-
tungsorgan des Vereins keine Mitglie-
derversammlung ein, so kann der 
Rechnungsprüfer selbst eine Mitglie-
derversammlung einberufen.

Abschlussprüfung
Die Abschlussprüfung ist eine qualifi-
zierte Prüfung aufgrund der Größe 
des Vereins durch einen Wirtschafts-
prüfer bzw. eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft oder einen Revisor. 
Der Abschlussprüfer übernimmt in 
der Regel auch die Aufgaben der  
Rechnungsprüfer. So die Statuten 
weiterhin eigene Rechnungsprüfer 
vorsehen, haben diese zusätzlich sta-
tutengemäß die Gebarung des Ver-
eins zu prüfen.
Die Wahl des Abschlussprüfers er-
folgt in der Regel durch die Mitglie-
derversammlung, es ist jedoch auch 
die Bestellung durch ein eingerichte-
tes Aufsichtsorgan bzw. durch das 
Leitungsorgan selbst möglich. Die 
Bestellung erfolgt grundsätzlich für 

ein Jahr, ist jedoch auch für mehrere 
Jahre möglich. Der Abschlussprüfer 
muss unabhängig sein, vor Annahme 
des Prüfungsauftrags und Durchfüh-
rung der Prüfung sind daher Befan-
genheits- und Ausschlussgründe zu 
beurteilen.
Ziel der Abschlussprüfung ist die Ab-
gabe eines „hinreichend sicheren Prü-
fungsurteils“ (Bestätigungs-/Versa-
gungsvermerk) darüber, ob der 
Rechnungsabschluss des Vereins unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung in allen we-
sentlichen Punkten den gesetzlichen 
Vorschriften und den diese Vorschrif-
ten in zulässiger Weise ergänzenden 
Bestimmungen der Statuten ent-
spricht und auf der Grundlage der an-
zuwendenden Rechnungslegungs-
grundsätze ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage widerspiegelt. Durch die 
Abschlussprüfung soll die Verlässlich-
keit der vom Leitungsorgan im Rech-
nungsabschluss veröffentlichten In-
formationen bestätigt und die 
Glaubwürdigkeit erhöht werden.
Die Prüfungsaussagen des Abschluss-
prüfers bedeuten keine Gewähr für die 
zukünftige Lebensfähigkeit des Vereins 
und die Aussage über den Abschluss 
enthält keine Bewertung über die Qua-
lität der Unternehmensführung.
Eine Abschlussprüfung beruht grund-
sätzlich immer auf Stichprobennach-
weisen bzw. Risikoeinschätzungen. 
Daher verbleibt ein unvermeidbares 
Risiko, dass auch bei ordnungsgemä-
ßer Durchführung der Abschlussprü-
fung wesentliche Fehldarstellungen 
unentdeckt bleiben.
Stellt der Abschlussprüfer bei seiner 
Prüfung Tatsachen fest, die erkennen 
lassen, dass der Verein seine bestehen-
den Verpflichtungen nicht erfüllen 
kann, oder die erwarten lassen, dass 
der Verein in Zukunft zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen nicht in der 
Lage sein wird, so hat er dies der Ver-
einsbehörde mitzuteilen. Die Ver-
einsbehörde hat diesen Umstand im 
Vereinsregister ersichtlich zu machen. 
Die Eintragung ist wieder zu löschen, 
wenn der Abschlussprüfer mitteilt, 
dass die ihr zugrunde liegenden Tat-
sachen nicht mehr bestehen. 
Darüber hinaus muss der Abschluss-
prüfer in diesen Fällen seine so ge-
nannte Redepflicht gegenüber den 
Organen des Vereins ausüben.� n ©
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Eine Abschlussprüfung 
beruht grundsätzlich immer 
auf Stichprobennachweisen 
bzw. Risikoeinschätzungen. 
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Ist die Steuerreform 
gelungen?
Eine Steuerreform, die einerseits für 

fast alle Einkommensschichten 
eine erhebliche Entlastung ergeben 
soll, aber andererseits für den Staats-
haushalt aufkommensneutral sein 
soll, ist ein sehr schwieriges Unterfan-
gen. Das kann bekanntlich nur hei-
ßen: neue bzw. höhere Steuern oder 
substanzielle Einsparungen im Bun-
desbudget. Letzteres ist ein sehr from-
mer Wunsch, der seit Langem immer 
wieder lautstark gefordert, bisher aber 
noch nicht wirklich spürbar umge-
setzt wurde. Also kann daher eine 
spürbare Tarifentlastung nur eine Er-
höhung anderer oder die Einführung 
neuer Steuern zur Folge haben. Wirk-
sam belasten mit neuen oder höheren 
Steuern kann man aber nur jene, die 
entweder „viel haben“ oder jene, die 
„viel verdienen“!

Die von der Bundesregierung am 13. 
bzw. 17. März vorgeschlagene Steuer-
reform bringt Tarifentlastungen von 
insgesamt knapp € 5 Milliarden (ei-
nem Alleinverdiener mit einem Mo-
natsbezug von € 2.000 wird künftig 
rund € 950 jährlich weniger an Lohn-
steuer in Abzug gebracht; bei einem 
Monatsbezug von € 6.000 beträgt  
die jährliche Steuerersparnis rund  
€ 1.600).

Erfreulich ist, dass uns als Mittel zur 
so genannten „Gegenfinanzierung“ 
die vielfach geforderte und politisch 

motivierte Erbschafts- und Schen-
kungssteuer sowie die Vermögensteu-
er erspart geblieben sind. Beide 
Abgaben wären nicht sehr aufkom-
menswirksam und hätten lediglich 
politische Symbolkraft. In beiden 
Fällen wäre die Ermittlung der Steu-
erbemessungsgrundlage sehr aufwän-
dig und sicher Anlass für unzählige 
Rechtsverfahren; auch für die Behör-
de wäre die Einhebung dieser Abgabe 
sehr aufwändig. Also sehr vernünftig, 
dass dies unterblieb!

Grundsätzlich viel einfacher und 
ohne irgendwelche Zweifelsfragen so-
wohl für Steuerpflichtige als auch für 
Abgabenbehörden ist die Erhöhung 
der Steuersätze bei Umsatzsteuer und 
Kapitalertragsteuer (KESt). Von bei-
den hat die Bundesregierung – wenn 
auch nicht sehr extensiv – Gebrauch 
gemacht. Es werden die KESt auf 
27,5% und die Umsatzsteuer für eini-
ge Leistungen (insbesondere Beher-
bergungen) auf 13% erhöht.

Ein Wermutstropfen
Zur Finanzierung dieser Steuerreform 
werden die Besitzer von Immobilien 
„zur Kasse gebeten“: Die Gebühren 
(Grunderwerbsteuer) bei der un
entgeltlichen Übertragung von Im-
mobilien im Familienverband werden 
erheblich teurer, die Immobiliener-
tragsteuer wird von 25% auf 30% er-
höht und die Abschreibungen von 

Immobilien werden erheblich einge-
schränkt.
Für Einkommen über € 1 Million 
kommt darüber hinaus – befristet auf 
fünf (!) Jahre – ein Steuersatz von 
55% zur Anwendung. 

Zur „Finanzierung“ dieser Steuerre-
form trägt dies aber nur wenig bei! 
Der wesentlichste Teil der von der 
Bundesregierung geplanten „Gegenfi-
nanzierung“ soll aus den Bereichen 
„Bekämpfung von Steuer- und 
Sozialbetrug“ (u.a. Registrierkassen-
Pflicht) mit € 1,9 Milliarden und 
durch „Einsparung von Förderungen 
und Verwaltung“ mit € 1,1 Milliar-
den kommen. Es bleibt sehr zu hof-
fen, dass es sich hier um keine Fehl
einschätzung handelt!
Trotz mancher Einwände muss aber 
attestiert werden, dass in Anbetracht 
der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen diese Steuerreform als durch-
aus gelungen betrachtet werden kann. 

Hans Hammerschmied 

PS: Der langjährige Wunsch, dass 
Spenden für Kunst und Kultur ge-
nauso wie jene für Tierschutzvereine 
bzw. die Freiwillige Feuerwehr als 
Sonderausgabe abzugsfähig werden, 
ist leider wieder nicht in Erfüllung 
gegangen.� n©
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DER KÜNSTLERRÜCKTRAG

Im österreichischen Steuerrecht gibt 
es verschiedene Steuerbegünstigun-

gen, speziell für Künstler ist hierbei 
der so genannte Künstlerrücktrag zu 
nennen. Wir wollen Ihnen einen 
Überblick über die inhaltlichen Be-
stimmungen und Voraussetzungen 
sowie nützliche Tipps zur Anwendung 
geben.
Der Künstlerrücktag ist eine Progres-
sionsermäßigung, die durch die Ver-
teilung von Gewinnen aus selbst
ständiger künstlerischer Tätigkeit 
über mehrere Veranlagungsjahre ge-
währt wird. Dabei können positive 
Einkünfte aus selbstständiger künstle-
rischer und schriftstellerischer Tätig-

keit – bei erstmaliger Veranlagung 
für das jeweilige Kalenderjahr – auf 
die letzten zwei Jahre und das Jahr der 
Veranlagung aufgeteilt werden. Dies 
stellt eine steuerliche Begünstigung 
für Künstler dar, unregelmäßig hohe 
Gewinne auf drei Jahre zu verteilen.
Künstler im Sinne des Gesetzes sind 
jene, die eine persönliche eigenschöp-
ferische Tätigkeit in einem umfassen-
den, anerkannten Kunstfach aufgrund 
künstlerischer Begabung entfalten. 
Einkünfte aus einer vortragenden Tä-
tigkeit sind von der Begünstigung 
ausgekommen.
Der Zeitpunkt der Betriebseröffnung 
ist für die Inanspruchnahme der Be-

günstigung unerheblich, es können 
daher auch Einkünfte auf Perioden 
vor der Existenz des Betriebes verteilt 
werden. 
Der unwiderrufliche Antrag ist di-
rekt in der Steuererklärung zu stellen. 
Wird die Angabe in der Steuererklä-
rung unterlassen, ist kein Rechtsmit-
tel gegen den erlassenen Bescheid oder 
die Möglichkeit der Berichtigung der 
Steuererklärung möglich! 
Sollte in den Vorjahren die Veranla-
gung aufgrund von Unterschreiten der 
Besteuerungsgrenze nicht erfolgt sein, 
ist bei Inanspruchnahme der Begünsti-
gung das jeweiligen Drittel der Ein-
künfte hinzuzurechnen und gegebe-

STEUERLICHE BEGÜNSTIGUNG 

FÜR KÜNSTLER
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nenfalls auch für die vergangenen Jahre 
eine Veranlagung durchzuführen. 
Wir möchten durch nachstehendes 
Beispiel die steuerlichen Bestimmun-
gen verdeutlichen:

Künstler, Einnahmen aus selbst-
ständiger Tätigkeit, keine lohnsteu-
erpflichtigen Einkünfte (auch nicht 
in den Vorjahren):
Einkünfte 2012: 9.000,00 Euro
Einkünfte 2013: 2.000,00 Euro
Einkünfte 2014: 24.000,00 Euro
Die Berechnung der Einkommen-
steuer ohne Künstlerrücktrag stellt 
sich wie folgt dar: 
Einkünfte 2012: 0,00 Euro
Einkünfte 2013: 0,00 Euro
Einkünfte 2014: 4.745,00 Euro
Gesamt: 4.745,00 Euro
Aufgrund der Unterschreitung der 
Veranlagungsgrenze erfolgte bis zum 
Jahr 2014 keine Veranlagung. 
Inanspruchnahme der 3-Jahres-Ver-
teilung im Jahr 2014 (Abgabe des 
Antrags in der Steuererklärung 2014)

Verteilung der Einkünfte aus dem 
Jahr 2014 auf die vorigen 2 Jahre:
2012: zusätzliche Einkünfte 8.000,00 
Euro 
2013: zusätzliche Einkünfte 8.000,00 
Euro
2014: Einkünfte 8.000,00 Euro
Inklusive der verteilten Drittel betra-
gen die Einkünfte daher:
2012: 17.000,00 Euro
2013: 10.000,00 Euro
2014: 8.000,00 Euro
Es ist daher für das Jahr 2012 eine Ver-
anlagung durchzuführen, da das steu-
erpflichtige Einkommen über 
11.000,00 Euro beträgt. Für das Jahr 
2013 kann eine Veranlagung unterblei-
ben. Im Jahr 2014 muss die Veranla-
gung erfolgen, obwohl das Einkom-
men zwar nach Inanspruchnahme der 
Progressionsermäßigung nicht mehr 
als 11.000,00 Euro beträgt, allerdings 
in diesem Jahr der Künstlerrücktrag in 
Anspruch genommen wird. 

Die Berechnung der Einkommen-
steuer bei Inanspruchnahme des 
Künstlerrücktrags stellt sich wie 
folgt dar: 
2012: 2.190,00 Euro
2013: �0,00 Euro – keine Veranlagung 

erforderlich 
2014: 0,00 Euro
Gesamt: 2.190,00 Euro
Ob die 3-Jahres-Verteilung der Ein-
künfte sinnvoll ist, ist erst nach Ge-
genüberstellung der Steuerbelastung 
zu beurteilen. Die Steuerbelastung 
mit Inanspruchnahme der Progressi-
onsermäßigung ist der Steuerbelas-
tung ohne Inanspruchnahme gegen-
überzustellen. 
Die Inanspruchnahme des Künstler-
rücktrags ist daher in diesem Fall 
sinnvoll.

Ein weiteres Beispiel soll die Vorteil-
haftigkeit der Begünstigung verdeutli-
chen:
Einkünfte 2012: 42.000,00 Euro
Einkünfte 2013: 25.000,00 Euro
Einkünfte 2014: 90.000,00 Euro 

Die Berechnung der Einkommen-
steuer ohne Künstlerrücktrag stellt 
sich wie folgt dar: 

2012: 12.456,00 Euro
2013: 5.110,00 Euro
2014: 35.235,00 Euro
Gesamt: 52.801,00 Euro

Nach Verteilung der Einkünfte aus 
2014 zu je einem Drittel betragen die 
Einkünfte:
2012: 72.000,00 Euro
2013: 55.000,00 Euro
2014: 30.000,00 Euro

Die Berechnung der Einkommen-
steuer bei Inanspruchnahme des 
Künstlerrücktrags stellt sich wie 
folgt dar:
2012: 26.235,00 Euro
2013: 18.074,00 Euro
2014: 7.271,00 Euro
Gesamt: 51.580,00 Euro
Auch in diesem Fall ist die Inan-
spruchnahme des Künstlerrücktrags 
sinnvoll. 

Vorteilhaftigkeit
Die Vorteilhaftigkeit der steuerlichen 
Begünstigung ist jedenfalls bis zur Errei-
chung der Höchstbemessungsgrundlage 
von 60.000,00 Euro gegeben.
Zu beachten ist, dass die Veranlagungs-
grenze nur bei ausschließlich selbststän-
diger Tätigkeit 11.000,00 Euro beträgt. 
Bei Künstlern, die zusätzlich lohnsteu-
erpflichtige Einkünfte erzielen, beträgt 
die Zuverdienstgrenze für Einkünfte 
aus selbstständiger Tätigkeit 730,00 
Euro pro Jahr.
In diesem Fall ist die Begünstigung bereits 
bei Überschreiten der selbstständigen 
Einkünfte über 730,00 Euro zu überle-
gen und gegebenfalls zu beantragen.

Fazit
Bei vielen Künstlern dauert es von der 
ersten Investition bis zum erstmaligen 
Zufluss von Einnahmen manchmal 
mehrerer Jahre, es kommt daher zu un-
regelmäßig und betraglich stark schwan-
kenden Einkünften. Im Jahr des Zuflie-
ßens der Einnahmen werden die 
Abgabepflichtigen mit hohen Steuer-
zahlungen und auch mit einer Sozialver-
sicherungsnachforderung konfrontiert. 
Die Inanspruchnahme der Progessi-
onsbegünstigung kann die Steuerbe-
lastung verringern. � n

Künstler im Sinne des 
Gesetzes sind jene, die eine 
persönliche eigenschöpferi-

sche Tätigkeit in einem 
umfassenden, anerkannten 

Kunstfach aufgrund 
künstlerischer Begabung 

entfalten.
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